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Amtsgericht Bad Hersfeld 
Aktenzeichen: 10 C 875/15 (10) 

t\, ~.- Verkündet am 12.01.20161,,· 71' JI'1~ 
M -Justizangestellte ~V "l Ur~Sbeamtin der Geschäftsstelle 

Im Namen des Volkes 
Urteil 

In dem Rechtsstreit 

Lorraine Media GmbH vertr.d.d.GF Hauptstr. 117, 10827 Berlin 

Klägerin 

gegen 

Beklagte 

hat das Amtsgericht in Bad Hersfeld durch den Richter am Amtsgericht Lei m b ach 
im schriftlichen Verfahren gemäß §495a ZPO unter Bestimmung des Termins, bis zu dem 
Schriftsätze eingereicht werden können, für den 22.Dezember 2015 
idr Recht erkannt: 

Der Vollstreckungsbescheid des Amtsgerichts Wedding vom 28.Mai 2015 (Geschäfts­
Nummer 15-0781624-0-6) wird, nach teilweiser Klagerücknahme, aufrechterhalten, 
soweit die Beklagte verurteilt worden ist, an die Klägerin 448,20 € nebst Zinsen in 
Höhe von 5%-Punkten über dem Basiszinssatz ab dem 2.Mai 2015 zu zahlen. 
Von den Kosten des Rechtsstreits haben die Klägerin infolge der teilweisen 
Klagerücknahme ein Zehntel und die Beklagte neunZehntel zu tragen, ferner hat die 
Beklagte die durch ihre Säumnis veranlassten Kosten zu tragen. 
Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 

Tatbestand: 
(Gemäß §313a, Abs.l ZPO wird von der Darstellung des Tatbestandes abgesehen) 



- 2 , 

hat das Amtsgericht Einbeck im Verfahren gem. § 495 a ZPO mit einer Erklärungsfrist bis zum 
11.12.2015 am 29.12.2015 durch den Richter Oelschlägel für Recht erkannt: 

1. Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin einen Betrag von 537,30 Euro 
nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit 
dem 18. Juni 2015 zu zahlen. 

2. Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen. 

3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 

Tatbestand: 

Von der Darstellung des Tatbestandes wird gem. § 313 a Abs. 1 Satz 1 ZPO abgesehen. 

Entscheidungsgründe: 

I. 

Die zulässige Klage ist voll umfänglich begründet. 

Der Klägerin steht der geltend gemachte Zahlungsanspruch in Höhe von 537,30 Euro gemäß 
§ 357 Abs. 8 BGB zu. 

Der als Anlage K 1 eingereichte Vertrag vom 22. Februar 2015 wurde zwischen den Parteien 
geschlossen, wonach für das Anzeigenpaket "Models-Week & Banner & More" mit einer Min­
destlaufzeit von 12 Monaten ein Preis von 597,00 Euro zu zahlen war. 

Die Beklagte hat nicht ausreichend dargelegt, dass sie durch eine arglistige Täuschung zur 
Vertragsunterzeichnung veranlasst wurde und darüber hinaus eine entsprechende Anfech­
tung nicht erklärt. 

Da die Beklagte den Vertrag am 12. März 2015 widerrufen hat, steht der Klägerin nach § 357 
Abs. 8 BGB für die erbrachten Leistungen ein Anspruch auf Wertersatz zu. Darauf wurde die 
Beklagte durch die Klägerin mit der als Anlage K 2 eingereichten und von der Beklagten un­
terzeichneten Widerrufs belehrung hingewiesen. 

Bei der Berechnung des Wertersatzes ist zunächst auf den vereinbarten Gesamtpreis abzu­
stellen. Soweit die Beklagte vorgetragen hat, die Bilder entsprächen nicht der Arbeit eines 
professionellen Fotografen, sondern eines unbegabten Laien, so vermag dieser Vortrag nicht, 
eine unverhältnismäßige Höhe des Gesamtpreises substantiiert darzulegen. 

Unter Berücksichtigung der von der Klägerin bis zum Widerruf erbrachten Leistungen ist ein 
Wertersatzanspruch in Höhe von 90 Prozent der ursprünglich vereinbarten Vergütung ange­
messen. 

Der Klage war daher stattzugeben. 
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Die Zinsentscheidung folgt aus §§288, 291 BGB. Es werden nur noch die gesetzlichen Zinsen 
ab Zustellung des Mahnbescheids verlangt. 

Die Kostenentscheidung folgt, soweit die Beklagte antragsgemäß verurteilt wurde, aus §91 
ZPO, hinsichtlich der Säumniskosten aus §344 ZPO, hinsichtlich der durch die 
Klagerücknahme veranlassten Kosten aus §269,Abs.3 ZPO, insgesamt sodann aus §92,Abs.l 
ZPO. 

Der Vollstreckbarkeitsausspruch folgt aus §§708, Ziffer 11, 711, 713 ZPO. 

Rechtsmittelbelehrung: 
Diese Entscheidung kann mit der Berufung angefochten werden. Sie ist einzulegen 
innerhalb einer Notfrist von einem Monat bei dem 
Landgericht Fulda, Am Rosengarten 4, 36037 Fulda. 
Die Frist beginnt mit der Zustellung der in vollständiger Form abgefassten 
Entscheidung. Die Berufung ist nur zulässig, wenn der Beschwerdegegenstand 600,00 
€ übersteigt oder das Gericht die Berufung in diesem Urteil. zugelassen hat. Zur 
Einlegung der Berufung ist berechtigt, wer durch diese Entscheidung in seinen 
Rechten beeinträchtigt ist. Die Berufung wird durch Einreichung einer 
Berufungsschrift eingelegt. Die Berufung kann nur durch einen Rechtsanwalt 
eingelegt werden. 
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Lei mb ac.h 
Richter am Amtsgericht 


